
7 – 2019 Deutsche Polizei  1

THÜRINGEN

LANDESJOURNAL
Kommentar

Haushaltsarithmetik kontra Populismus
Von Kai Christ, Landesvorsitzender der GdP Thüringen

Es mag Mitglieder der GdP geben, die 
Aussagen ihres Landesvorsitzenden 
manchmal nicht ganz nachvollziehen 
können. GdP-Mitglieder haben da aber 
einen entscheidenden Vorteil gegen-
über allen anderen Menschen, GdP-Mit-
glieder haben meine Telefonnummer. 
Ich möchte den Platz in dieser Kolumne 
noch einmal nutzen, um zu erklären, 
warum die GdP Thüringen nicht auf 432 
zusätzlichen Stellen für die Thüringer 
Polizei besteht,  obwohl Thüringens Mi-
nisterpräsident Bodo Ramelow den Pakt 
für den Rechtsstaat auch unterschrieben 
hat. In verschiedensten Veröffentlichun-
gen und internen Papieren konnte man, 
wer wollte, fein säuberlich aufgelistet 
nachlesen, wie die Forderungen nach 
432 zusätzlichen Stellen zustande kom-
men. In einfachen Worten ist das die 
Summe aus den abgebauten Stellen von 
2017 bis heute und 199 Stellen, die auf 
Thüringen entfallen, wenn man 7500 
Stellen aus dem Pakt für den Rechtsstaat 
nach dem Königsteiner Schlüssel auf-
teilt. So weit, so gut. Warum ruft die GdP 
jetzt nicht laut nach diesen Stellen, wenn 
sie die Personalnot allerorten innerhalb 
der Polizei doch immer wieder betont? 
Das ist auch leicht erklärt, weil 432 zu-
sätzliche Stellen nicht eine Funkwagen-
besatzung, nicht ein Ermittlerteam, nicht 
eine Hundertschaft mehr macht. Dazu 
brauchen wir Menschen, die wir ausbil-
den müssen. Das machen die Bildungs-
einrichtungen in Meiningen zurzeit an 
ihren Leistungsgrenzen. 

Es gibt zwei Fragen, die in diesem 
Zusammenhang immer wieder an mich 
herangetragen werden:
1. �Können wir denn alle Absolventen 

aus Meiningen übernehmen, wenn 
wir diese Stellen nicht bekommen?

2. �Brauchen wir denn nicht Einstellun-
gen von außen, beispielsweise für das 
Digitalisierungskonzept „Polizei4.0“?
Zur ersten Frage kann ich darüber in-

formieren, dass bei den geplanten Ein-
stellungszahlen für die kommenden 
Jahre, die zur Verfügung stehenden 
Stellen im Landeshaushalt bis 2025 bei 
Weitem ausreichen werden, um alle Ab-
solventen aus Meiningen zu überneh-
men. Richtig entspannt wäre es, wenn 
diese Landesregierung sich entscheiden 
könnte, den Stellenabbaupfad für die 
Thüringer Polizei endlich zu beenden. 
Schön wäre auch, wenn man von der 
größten Fraktion im Thüringer Landtag 
dazu mal einen Antrag finden würde. 
Im Übrigen kann man den Stellenabbau 
im Thüringer Justizvollzug auch nie-
mandem mehr erklären. Also Schluss 
damit. Jetzt! 

Die deutlich gestiegenen Einstel-
lungszahlen in der Thüringer Polizei 
habe ich schon mehrfach begrüßt. Für 
den Fall, dass es mit der Stellenentwick-
lung in den kommenden Jahren aber 
doch Unklarheiten geben sollte, haben 
sich die Koalitionen von r2g dazu ent-
schlossen, eine Übernahmegarantie für 
Absolventen beider Laufbahngruppen 
in Meiningen auszusprechen. Wenn 
jetzt jemand sagt, dann hätte man ja 
auch die 432 Stellen fordern können 
und wäre auf jeden Fall sicher, hier mei-
ne Antwort. Ja, könnte man, ich bin 
aber immer noch nicht bereit gegen 
Windmühlen zu kämpfen. Wer glaubt 
denn ernsthaft, dass die Thüringer Fi-
nanzministerin mit dem Verfassungs-
zwang zum Schuldenabbau, dem Lan-
desrechnungshof und der Opposition, 
die mit Argusaugen auf ihre Haushalts-
führung schaut, im Nacken der Polizei 
bei einem gesetzlich definierten Stel-
lenabbauprogramm mal eben 432 Stel-
len in den Haushalt schreibt? Das sind 
Luftschlösser, die unseren Kolleg*innen 

nichts bringen. Zur zweiten Frage kann 
ich sagen, dass es mich ärgert, dass aus 
ursprünglich geplanten 160 Stellen vor-
erst nur 142 übergeblieben sind. Das 
Koalitionspapier spricht hier übrigens 
von Stellenmehrung, nicht von Stellen-
umverteilung. Und jetzt wird es richtig 
spannend! Diese Stellenmehrungen aus 
einem Pakt, den der Thüringer Minis-
terpräsident unterschrieben hat, müs-
sen ja mal in irgendeinem Landeshaus-
halt ausgewiesen werden. Während ich 
diese Zeilen schreibe, bereiten die Re-
gierungsfraktionen die Verhandlungen 
für einen Landeshaushalt 2020 vor. Die 
Opposition ist erzürnt, weil dieser Haus-
halt seine Wirkung erst nach der im Ok-
tober anstehenden Landtagswahl ent-
falten kann und sich Mehrheiten dann 
vielleicht anders darstellen. Aus meiner 
Sicht ist es unerlässlich, dass die Regie-
rungskoalition einen Haushalt für das 
kommende Jahr schreibt und der Thü-
ringer Landtag diesen verabschiedet, 
ansonsten bekommt die Thüringer Poli-
zei nämlich vorerst gar keine zusätzli-
chen Stellen. Das Koalitionspapier defi-
niert die geplanten Stellenmehrungen 
sehr genau. Durch die Schaffung von 65 
Stellen für Tarifbeschäftigte werden 
Vollzugsstellen, auf denen eh schon Ta-
rifbeschäftigte geführt werden, freige-
setzt. Daraus folgen 65 zusätzliche Voll-
zugsstellen für die Thüringer Polizei. 
Das Gleiche gilt für elf Verwaltungsbe-
amtenstellen, auch hier werden elf zu-
sätzliche Stellen für den Polizeivollzug 
frei. 56 Stellen werden für den Aufbau 
der Zentralstelle Polizeiliche Informa-
tions- und Kommunikationstechnik ge-
schaffen und zehn zusätzliche Stellen 
für Lehrpersonal an den Bildungsein-
richtungen der Thüringer Polizei. Diese 
Stellen, vereint mit den im Thüringer 
Landeshalt zwar vorhandenen aber 
nicht besetzten Stellen, den frei wer-
denden Stellen durch geplante Pensio-
nierungen und Renteneintritten und 
eine Übernahmegarantie für alle Absol-
venten aus Meiningen, bilden eine Ba-
sis, mit der es sich nach meiner Ansicht 
gut arbeiten lässt.

� Bis zum nächsten Monat, Euer Kai
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Gewalt gegen Polizeibeamte in Jena eskaliert!
Einsatzbetreuung der GdP Thüringen wird zur Nebensache

Jena (tm). Im Vorlauf des Drittliga-
spieles zwischen dem FC Carl Zeiss 
Jena und dem TSV 1860 München 
kam es am Samstag, 18. 5. 2019,  
im Stadtgebiet Jena zu wiederholten 
Zwischenfällen. Während des Spiels 
kam es im Stadion zum Abbrennen 
von Pyrotechnik. Dass Jena am 
letzten Spieltag mit einem 4:0 
seinen Klassenerhalt sichern konnte, 
geriet so zur Nebensache. 

In der Mittagsstunde begab sich auch 
die GdP Thüringen mit einem Betreu-
ungsteam nach Jena. Bereits auf der 
Anfahrt zum Ernst-Abbe-Stadion muss-
te das GdP-Team zwei Wasserwerfer 
der Thüringer Polizei im Bereich der 
Stadtrodaer Straße stehend feststellen. 
Auf den Gedanken, dass diese zu die-
sem Zeitpunkt bereits zum Einsatz ge-
kommen waren, kam das GdP-Team 
nicht. Der erste Kontakt zu unseren 
Thüringer Kollegen der Bereitschaftspo-
lizei schaffte dann allerdings die ersten 
Bilder zum bisherigen Geschehen: meh-

rere verletzte Kollegen!!! Aus Kreisen 
des privaten Sicherheitsdienstes hieß es: 
„Es ging schon ordentlich zur Sache!“

Fußballfans, so kann man sie wirklich 
nicht bezeichnen! Mehrere Hundert ge-
waltbereite Personen durchbrachen 
eine Polizeikette. Neben Flaschen und 
Steinen bewarfen sie die Einsatzkräfte 
auch mit Vierkanthölzern und Pyrotech-
nik. Nur der Tatsache, dass die Kollegen 
ihre Körperschutzausrüstung samt 
Schutzhelm trugen, führte zu, wenn 
man es überhaupt so sagen darf, leich-
ten Verletzungen. Ohne die Ausrüstung 
hätte es auch zu schwerstverletzten, 
wenn nicht sogar zu getöteten Kollegen 
kommen können. Zwei Kollegen erlit-
ten ein Schädelhirntrauma und einer 
eine Brandverletzung. Sie waren nach 
diesen Ereignis-
sen dienstunfähig. 
Weitere Kollegen 
trugen Prellungen 
und Hämatome 
davon. Glückli-
cherweise sind alle 
Verletzten wieder 
genesen.

Polizist*in sein 
bedeutet AUCH 
MENSCH sein! 
Aber wie geht 
man mit einem 
solchen Erlebnis 
als junger Mensch 
um? Was erzählt 
man zu Hause 

GdP-Einsatzbetreuung …	

seiner Familie, seiner Partnerin/sei-
nem Partner, wenn diese/dieser aus 
den Medien heraus bereits zu den Er-
eignissen informiert ist? Wie geht man 
mit der Angst seiner Lieben um? An 
einen Genuss beim Familiengrillen, 
das bei an diesem Tag herrschenden 
frühsommerlichen Temperaturen vie-
lerorts stattfand, ist wohl eher nicht zu 
denken!

Fast schon nebensächlich ist dann 
auch der weitere Betreuungseinsatz 
verlaufen. Ein Ausspruch bleibt aber 
beim GdP-Team hängen: „Da kommt 
meine Gewerkschaft!“ Mit diesen Wor-
ten empfing ein Einsatzbeamter der 
Bundespolizei die Kollegen und be-
dankte sich für ihren steten Einsatz und 
den heiß begehrten Kaffee.

… erfreut sich großer Beliebtheit.� Fotos: Müller
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Veranstaltung in Chemnitz durch  
GdP Thüringen und Sachsen gemeinsam betreut

Es kommt wahrscheinlich wie immer 
auf den Blickwinkel an, für die Ge-
werkschaft der Polizei ist es Mitglieder-
pflege, die sich nicht wegdenken lässt. 
Am 1. Juni 2019 war es mal wieder so-
weit, in Chemnitz machte sich ein poli-
zeilicher Einsatz, von nicht unerhebli-
chem Maße, notwendig. Für den 
GdP-Landesbezirk Sachsen war es 
eine Selbstverständlichkeit, dass sie für 
ihre Mitglieder und die aus anderen 
Bundesländern vor Ort sein werden. Es 
mag Menschen geben, die uns belä-
cheln, wenn wir mit Süßigkeiten, Wie-
ner Würstchen, Kaffee und Tee, Kaltge-
tränken und anderen Kleinigkeiten für 
unsere Kollegen*innen unterwegs 
sind. Wir aber, wir sehen das dankbare 
Leuchten in den Augen, hören die 
freundlichen Worte, die wir nicht nur 
wegen der kleinen Nettigkeiten be-
kommen, sondern auch, weil wir da 
sind, Anregungen und auch Beschwer-
den entgegennehmen können, mit 
dem Willen, möglichst sofort, spätes-
tens aber zum nächsten Einsatz, den 
Stein des Anstoßes entsorgt zu haben. 

Zu diesem Einsatz gab es noch eine 
kleine Besonderheit. Obwohl die GdP 
Sachen und die GdP Thüringen eine 
sehr lange und feste Freundschaft 
verbindet, war es das erste Mal, dass 
die GdP Thüringen mit einem ihrer 
„Zwillinge“ nebst Besatzung zur Ein-
satzbetreuung im Nachbarfreistaat 
unterwegs war. Die Bezirksgruppe 

Chemnitz hatte angefragt, ob sich die 
GdP Thüringen eine Unterstützung 
ihrer Einsatzbetreuungsmaßnahme 
vorstellen kann. Für die Thüringer 
stellte sich nicht die Frage „Ob“, son-
dern lediglich die Frage nach dem 
„Wie“. Thüringen entsandte diesmal 
ein ganz besonderes Team, drei GdP-
Frauen machten sich am 1. Juni 2019 
auf den Weg nach Chemnitz. Die Tat-
sache, dass zwei der drei Frauen al-
leinerziehende Mütter sind, macht 

Sächsin betreut Thüringerin

ihren Einsatz für die GdP ausgerech-
net am Kindertag schon zu etwas Be-
sonderem. 

Die GdP-Bezirksgruppe Chemnitz 
hatte diesen Einsatz für die GdP-Fami-
lie hervorragend vorbereitet. Ortskun-
dige Kollegen für die Thüringer, ausrei-
chend Betreuungspersonal aus dem 
Bereich der GdP Sachsen, des GdP-
Bezirkes Bundespolizei und der GdP 
Thüringen und die oben beschriebe-
nen kleinen Handreichungen machten 
den Einsatz für unsere Kolleg*innen in 
Uniform nicht einfacher, aber vielleicht 
etwas angenehmer. Die Rückmeldun-
gen, welche die Betreuungsteams be-
kommen haben, lassen diese Bewer-
tung zumindest wahrscheinlich 
erscheinen. Eine Anmerkung sei dem 
Verfasser dieser Zeilen noch gegönnt: 
Wir wollen keine Mitgliedsausweise 
sehen an solchen Tagen, aber jede Kol-
legin und jeder Kollege, der seine Mit-
gliedsbeiträge woanders entrichtet als 
bei der GdP, sucht sich bitte beim 
nächsten Kaffee, den er von einem 
GdP-Einsatzbetreuungsteam entgegen-
nimmt, anschließend jemanden in sei-
ner Einheit, das ist nicht wirklich 
schwierig, der GdP-Mitglied ist und be-
dankt sich bei genau dieser Kollegin 
oder diesem Kollegen. Warum? Weil 
die mit ihren Mitgliedsbeiträgen es er-
möglichen, dass wir Einsatz um Einsatz 
für euch da sein können. � Kai Christ

Das sächsisch-thüringische Team� Fotos: GdP Sachsen
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Erfurt (cw). Im Rahmen der Polizei-
tage 2019, einer Veranstaltung des 
Behörden Spiegel und der Gewerk-
schaft der Polizei (GdP), wurde am 
29. Mai 2019 in Erfurt das Thema 
„Die Polizei zwischen analoger und 
digitaler Arbeitswelt“ diskutiert. 

Namhafte Aussteller präsentierten 
ihre Produkte und Produktideen. Die 
Firma Tatonka stellte ihre Behördenli-
nie „Tasmanian Tiger“ vor. Auf den 
Polizeiberuf zugeschnittene Lösun-
gen wurden präsentiert. Plattenträger 
mit unterschiedlichen modularen Lö-
sungen beispielsweise, Gürtel- und 
Fahrzeuglösungen sowie speziell für 
den Medic-Bereich hergestellte Ers-
te-Hilfe-Sets in kompakter Form. 

Das Unternehmen Secunet interes-
sierte die Besucher mit seiner Sach- 
und Prüffahndungs-App „ISO“, die es 
dem Anwender ermöglicht, über ein 
Smartphone eine komplette Identitäts- 
und Dokumentenprüfung durchzufüh-
ren. Hierzu wird die maschinenlesbare 
Zeile (MLZ) gescannt; im Anschluss 
wird der Pass in digitalisierter Form 
auf dem Display angezeigt. Parallel 
dazu läuft im Hintergrund eine Daten-
bank des Bundeskriminalamtes, auf 
die alle Bedarfsträger der Länder zu-
greifen können. Schließlich werden 
dem Anwender unterschiedliche bio-
metrische Daten angezeigt. Die Soft-
ware ist derzeit nur im Bundesland 
Sachsen aktiv im Einsatz. 

Cybercrime

Manuel Nolte, Dezernatsleiter Cy-
bercrime beim Landeskriminalamt, skiz-
ierte im Rahmen seines Redebeitrages 
aktuelle Entwicklungen im Bereich der 
Internetkriminalität. Als Schwerpunkt-
themen führte er beispielsweise das 
Thema „Doxing“ – hierbei handelt es 
sich um ein gezieltes Abgreifen von 
Daten und einer damit verbundenen 
Rückgabe gegen Lösegelder – auf. „Je-
der Familienvater, der eine Mail be-
kommt, in der darauf hingewiesen 
wird, dass er sich pornografische Inhal-
te aus dem Netz geladen hat, die seiner 
Familie zugesandt werden, wenn keine 
entsprechende Zahlung erfolgt, kann 
sich vorstellen, wie gut die Resonanz 
bei einem solchen Vorgehen sein 
kann.“ Insbesondere im Bereich der 

Erfurt erstmals Tagungsort
Politik und bei Personen des öffentli-
chen Rechts treffen die Täter offenkun-
dig oft auf fruchtbaren Boden, betonte 
Nolte. Thüringen sei Vorreiter in punc-
to Verfolgung von Daten-Hehlerei.  

Neben klassischen Delikten wie Kin-
der- und Jugendpornografie oder Dro-
genkriminalität stellten die aufgeführ-
ten Schwerpunkte nur einen Teilbereich 
der sich inzwischen immer weiter und 
umfangreicher entwickelnden virtuel-
len Welt der Kriminalität dar. Auch das 
„Darknet“ als zwischenzeitlich größter 
Markt- und Tummelplatz für Kriminelle, 
der scheinbar alles zu bieten hat und 
das in anonymisierter Form, entwickelt 
sich ständig weiter und stelle die ermit-
telnden Behörden vor Herausforderun-
gen. Aufgrund der kryptografisch abge-
sicherten Protokolle sei eine Nachver-
folgung der Täter in sehr vielen Fällen 
kaum möglich. Zudem seien im vergan-
genen Jahr bundesweit ganze 82 000 
Stellen für IT-Spezialisten unbesetzt ge-
wesen. Das macht es auch der Thürin-
ger Polizei nicht leichter, freie Stellen in 
ihren Bereichen zu besetzen. Das The-
ma Cybercrime als hochdynamisches 
Phänomen und als deliktischer Schwer-
punkt bei allen Polizeien der Länder 
und des Bundes, erfordere eine Ände-
rung des polizeilichen Verhaltens. Hier 
sei eine Kombination aus klassischer 
Polizeiarbeit und speziellem IT-Wissen 
unabdingbar. Reines IT-Wissen reiche 
keinesfalls aus. 

Innenpolitik

Innenminister Georg Maier (SPD) 
sprach in seiner Eröffnungsrede in Be-
zug auf die Digitalisierung die Vor- und 
Nachteile aktueller Entwicklungen, 
auch im globalen 
Vergleich an. Er 
dankte der GdP 
als hilfreiche Part-
nerin in vergan-
gener Zeit, die es 
geschafft hat, 
durch einen re-
gen Austausch 
über unterschied-
liche Facetten 
und Notwendig-
keiten in puncto 
Digitalisierung ei-
niges auf den 
Weg zu bringen. 
Ebenso dankte er 

dem Behördenspiegel als Hauptveran-
stalter, der das Thema „Verwaltung 
4.0“ stets vorantreibt und somit eine 
wertvolle Arbeit leistet. 

Bei der Digitalisierung handelt es 
sich um ein sehr breit gefächertes The-
ma, mit dem man die Menschen nicht 
überrennen dürfe, gab Maier zu be-
denken. „Jeder Mensch versteht unter 
diesem Begriff etwas anderes.“ Er um-
fasse weitaus mehr als nur Digitalfunk, 
auch wenn dieser in den Medien oft in 
Verbindung mit dem Thema im Fokus 
stand. Im Rahmen von Veranstaltun-
gen, so der Innenminister, merke er 
immer wieder, dass die gefühlte Unsi-
cherheit der Menschen höher liegt als 
dies in der Realität der Fall sei. 

Aufgrund dessen sei es wichtig, zu-
zuhören und in Erfahrung zu bringen, 
an welchen Stellen durch die Bürger 
Prioritäten in puncto Sicherheit gesetzt 
werden. Maier bezeichnete die Digita-
lisierung als „ein Universum“. Er hob 
die Vorzüge des digitalen Wandels her-
vor, der in erster Linie dazu gedacht sei, 
unser alltägliches Leben zu erleichtern. 
Handygeräte beispielsweise seien zwi-
schenzeitlich nicht mehr wegzuden-
ken. Global gesehen gäbe es aber auch 
Schattenseiten, die nicht zu verachten 
sind. Hier führte er China an, das mit 
einem sehr autoritären Ansatz „soziale 
Creditpoints für Wohlverhalten“ in der 
Bevölkerung verteile und sich die Digi-
talisierung so zunutze mache. In einem 
weiteren Beispiel nahm er Bezug auf 
das „Internet of Things“, dass in den 
USA stark betrieben wird und ganz 
normale Alltagsgegenstände wie Kühl-
schränke, Autos und Handys miteinan-
der vernetzt. Die dabei entstehende 
Datenspur ist für die Wirtschaft von 
sehr großem Interesse. Nicht umsonst 

Podium mit Innenpolitikern	
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seien die Big Four die bestnotierten 
Börsenunternehmen im Welthandel. 
Zwischen Wirtschaftsunternehmen wie 
Krupp und Siemens, die sich früher 
eine Monopolstellung am Markt durch 
die Qualität ihrer Produkte sichern 
konnten und Big-Data-Unternehmen 
hätte sich in den vergangenen Jahren 

ein Platzwechsel vollzogen. Heute ge-
hörten ausschließlich Unternehmen, 
die einen Zugang zu Daten hätten, zu 
den Marktführern. 

Für die Polizei aber fände sich hier 
wiederum ein guter Ansatz, das Ver-
halten von Kriminellen vorauszuse-
hen. Mit einem Querverweis zum 

Thema „Predic-
tive Policing – 
Heute schon wis-
sen, wo morgen 
e i n g e b r o c h e n 
wird“ hob der In-
nenminister ei-
nen weiteren 
Vorteil der Digi-
talisierung her-
vor. Dennoch sei 
Vorsicht geboten: 
„Die Digitalisie-
rung sollte in ei-
nem Maß für Po-
lizeiarbeit ge-

nutzt werden, das den Rechtsstaat si-
chert und zu keinem Überwachungs-
staat führt“, gab Maier den Besuchern 
der Tagung abschließend mit auf den 
Weg. Er ging noch einmal auf die Er-
folge ein, die in den letzten Jahren zu 
verzeichnen waren. Im Rahmen sei-
ner Amtszeit konnte das lange Pro-
jekt mit dem ToiKW umgesetzt wer-
den, die Software COMVOR kann 
nach einigen Anfangsschwierigkei-
ten und bis auf kleine Verbesserun-
gen nun auch aktiv im Polizeidienst 
genutzt werden. Ein Polizeihub-
schrauber wird im Luftverkehrsraum 
eingesetzt und die Beförderungsmög-
lichkeiten, insbesondere im mittleren 
Dienst, wurden verbessert. Dennoch 
gibt es auch in den nächsten Jahren 
einiges zu tun für einen Thüringer In-
nenminister, aber auch für die GdP 
Thüringen wird es heißen: „Alle an-
gesprochenen Prozesse weiter zu be-
gleiten.“Manuel Nolte (l.) und Kai Christ� Fotos: Wilhelm

Sterbegeldbeihilfe ist eine 
Leistung der GdP, die in den 
schwersten Stunden eines gemein-
samen Lebens eine kleine Hilfe für 
die Hinterbliebenen darstellt. Wir 
sind froh, dass wir unseren Mitglie-
dern diese Unterstützung kostenlos 
anbieten können.

Neben unseren Rechtsschutzleistun-
gen, beispielsweise für Lebenszeit-
beamt*innen, die sich damit auf Le-
benszeit ihrem Dienstherrn verpflich- 
ten, besteht auch für weitere Beschäf-
tigtengruppen im Bereich der Justiz 
und Polizei die Möglichkeit, über den 
Ruhestand hinaus auf diesen Service 
zurückzugreifen. Gern beraten wir un-
sere Mitglieder auch im Anschluss an 
das Renteneintrittsalter zu Rentenfra-
gen.

Unser Rechtsschutz ist ein Bestand-
teil des Leistungsspektrums für unse-
re Mitglieder. Der gewerkschaftliche 
Zusammenhalt widerspiegelt und ein 
weiteres Puzzlestück, das eine erwei-
terte Teilhabe am gesellschaftlichen 
Leben darstellen kann. 

Im Rahmen unserer Mitgliederzeit-
schrift, der Präsenz in den sozialen 
Netzwerken und der Angebotsvielfalt 
des Polizeisozialwerkes stellen wir in re-

gelmäßigen Abständen aktuelle Infor-
mationen aus den Bereichen für euch 
zusammen, die oft ein ganzes Berufsle-
ben geprägt haben. Schließlich möch-
ten wir als GdP auch die Hinterbliebe-
nen finanziell unterstützen. Dafür haben 
wir die Sterbebeihilfe in unseren Leis-
tungskatalog mit aufgenommen. 

Wir zahlen im Falle des Todes eines 
GdP-Mitgliedes an die Hinterbliebe-

GdP intern

Leistungen vorgestellt: Sterbegeldbeihilfe
nen eine Sterbegeldbeihilfe in Höhe 
von 410 Euro. Ein GdP-Mitglied, des-
sen Ehepartner verstirbt, bekommt die-
se Sterbegeldbeihilfe ebenfalls ausge-
zahlt. Dazu muss aber zum Zeitpunkt 
der Beantragung entweder der Bean-
tragende selbst Mitglied sein oder bei 
Beantragung durch einen Angehöri-
gen nach dem Ableben eine aktive 
Mitgliedschaft des Verstorbenen in der 
GdP noch vorhanden sein. Es tut uns 
unsagbar leid, wenn wir Hinterbliebe-
nen mitteilen müssen, dass wir eine 
Auszahlung der Sterbegeldbeihilfe der 
GdP nicht vornehmen können, weil 
keine Mitgliedschaft mehr besteht. 

Leider verlassen uns gelegentlich 
auch Mitglieder, die das aktive Berufs-
leben beendet haben und nehmen so-
mit auch den Wegfall aller Leistungen 
in Kauf. Dass dies, hart formuliert, eine 
falsche Entscheidung ist, versuchen 
nicht zuletzt unsere Seniorengruppen 
den zukünftigen Senioren so früh wie 
nötig und so spät wie möglich zu ver-
mitteln. Die Seminare in Meiningen 
zur Vorbereitung auf den Ruhestand 
sind auf Initiative der GdP entstanden 
und werden bis heute vom Landesse-
niorenvorsitzenden der GdP wesent-
lich mitgestaltet. Bleibt in der Gewerk-
schaft! Wir möchten gern ein Leben 
lang für euch da sein.
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Seniorenjournal

Jena (eg). Passend zur Jahreszeit 
hatten sich die Senior*innen der 
GdP-Kreisgruppe Jena den Botani-
schen Garten in Jena als Ziel ihrer 
Mai-Veranstaltung ausgesucht.  
Der Botanische Garten gehört zur 
Friedrich-Schiller-Universität und 
dient damit in erster Linie der Lehre 
und Forschung. Er ist aber auch der 
Öffentlichkeit zugänglich und erfüllt 
somit einen allgemeinen Bildungs-
auftrag.

Am 22. Mai 2019, 10 Uhr, fanden 
sich rund 25 Senior*innen am Haupt-
eingang ein. Nach Entrichten der mo-
deraten Eintrittspreise und einer kur-
zen Verzögerung begrüßte uns dann 
Revierleiter Tobias Pfeil, der uns 
durch den Botanischen Garten führte. 
Die Führung hatte die Kreisgruppe 
gesponsert. Knapp zwei Stunden ging 
es nun kreuz und quer durch das park-
ähnliche Gelände und unser Beglei-
ter überraschte mit vielen Informatio-
nen, die auch für alteingesessene 
Jenenser viel Neues brachten.

Einen Garten der Universität gibt 
es bereits seit 1586 als „Hortus Medi-
cus“, später „Hortus Botanicus“. Er 
ist damit nach Leipzig der zweitältes-
te Botanische Garten in Deutschland. 
Zunächst hat der Garten unmittelbar 
am „Collegium Jenense“ in der heu-
tigen Kollegiengasse gelegen. Im 
Jahr 1640 überließ Herzog Wilhelm 
der IV. zu Sachsen der Universität ein 
weiteres, etwa 1,3 ha großes Gelände 
nördlich der Stadtmauern. Dieses war 
dann der Kern des heutigen Botani-

Botanischer Garten im Frühling
schen Gartens. Um 1660 sind bereits 
um 1300 Pflanzensitten katalogisiert. 
1669 wird ein beheizbares Gewächs-
haus gebaut, in welchem auch tropi-
sche Pflanzen gehalten werden kön-
nen.

Der Botanische Garten in seiner 
heutigen Form ist jedoch untrennbar 
mit den Namen Johann Wolfgang von 
Goethe verbunden. Nachdem dieser 
1776 als Geheimer Legationsrat an 
den Weimarer Hof berufen worden 
war, erhielt er unter anderem am 24. 
Oktober die Oberaufsicht über die 
unmittelbaren Anstalten für Wissen-
schaft und Kunst und vom Herzog 
Carl August den Auftrag, in Jena ein 
Botanisches Institut einzurichten. 
Goethe selbst hat nachweislich viel 
Zeit im Garten verbracht und dabei 
botanische Studien betrieben oder 
der dichterischen Muse gefrönt. Der 
riesige Gingko-Baum in der Süd-
westecke des Gartens direkt neben 
dem Fürstengraben geht ebenfalls 
auf Goethe zurück. Da dieser offen-
sichtlich eine Vorliebe für dieses Ge-
wächs hatte, wird der Gingko bis 
heute auch Goethe-Baum genannt.

Die heutigen Gewächshäuser wur-
den 1969 (Viktoriahaus) bzw. 1981 
bis1983 gebaut. Einen Schwerpunkt 
in den Gewächshäusern bildet bis 
heute die Flora Cubas. Dieser For-
schungsschwerpunkt wurde zwar 
nach der Wende an die Freie Univer-
sität Berlin verlegt, mit den Pflanzen 
ist das aber eben nicht so einfach, be-
sonders wenn sie schon 15 und mehr 
Meter groß sind. 

Neben Besichtigungen wird der 
Garten aber auch anderweitig ge-

nutzt. Jährlich findet im Juni eine 
Pflanzenraritätenbörse statt. Im Gar-
ten gibt es Konzerte. Eine Tropen-
nacht wurde in den Gewächshäusern 
auch schon geboten. Die Jenaer 
Schulen nutzen gern das Angebot ei-
ner „Grünen Schule“ im Botanischen 
Garten. Angepasst an die speziellen 
Bedürfnisse der jeweiligen Klassen-
stufe, werden Informationen und 
praktischer Anschauungsunterricht 
geboten. 

Der Garten ist jedoch nicht vorstell-
bar ohne die Wissenschaftler*innen 
und Student*innen, und ohne die 
Gärtner*innen die nun seit mehr als 
400 Jahren den Garten hegen und 
pflegen und weiterentwickeln. Auch 
während der Besichtigung der GdP-
Senior*innen wurde gebaut und ge-
werkelt und es roch nach frisch ge-
mähtem Gras und frisch aufgeworfe-
ner Erde. Nach Auffassung der 
Teilnehmer*innen war der Besuch 
sehr informativ und lohnenswert. Das 
wird wahrscheinlich nicht der letzte 
Besuch im Botanischen Garten gewe-
sen sein.

Im Tropenhaus und ... ... am Goethebaum� Fotos: Große	
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Gesellschaft

Berlin (cw). Eine Fachtagung der 
Gewerkschaft der Polizei mit dem 
Schwerpunkt „Populismus“, die 
Anfang Mai in Berlin stattfand, setzte 
sich insbesondere mit dem rechten 
Spektrum auseinander, das derzeit 
einen verstärkten Zulauf aus großen 
Teilen der Bevölkerung erfährt. 

Dietmar Schilff, stellvertretender 
Bundesvorsitzender der GdP, betonte 
bereits in seiner Begrüßungsrede, 
dass die Vertretung vieler links- und 
rechtspopulistischer Parteien in den 
europäischen Länderparlamenten – 
teilweise mit Regierungsverantwor-
tung – demokratische Parteien in 
Deutschland und Europa, genauso 
wie zivilrechtliche Gesellschaften 
und natürlich auch die Gewerkschaf-
ten, vor eine besondere Herausforde-
rung stellten. Die AfD habe sich, ex-
emplarisch für rechtspopulistische 
Parteien, in Deutschland binnen kur-
zer Zeit salonfähig machen können 
und ist bereits in Landtagen und den 
Bundestag eingezogen, betonte 
Schilff. Sie vertrete offen konservati-
ve Positionen, nationalistisch-reaktio-
näre und menschenverachtende An-
sichten, mit denen sie dennoch 
regelmäßig zweistellige Wahlergeb-
nisse erzielte. Er warnte: Das charak-
teristische Versprechen populisti-
scher Parteien nach vermeintlich 
einfachen Lösungen für eine Vielzahl 
komplexer Probleme sei nicht nur 
Methode, sondern stelle auch einen 
„unverantwortlichen Umgang“ mit 
der Wirklichkeit dar. Er sprach sich 
aufgrund einer zunehmenden Kom-
plexität und der Digitalisierung für 
eine verstärkte Konzentration von Po-
lizeiarbeit und Verbrechensbekämp-
fung auf europäischer Ebene aus. 

Über Erscheinungsformen, Ursa-
chen und Entwicklungen des Populis-
mus in Europa referierten im Rahmen 
der Tagung mehrere Vertreter aus 
Wirtschaft, Wissenschaft und Sport. 
Yvonne Hofstetter, Juristin und Buch-
autorin, stellte in ihrer Lesung Online-
Plattformen und Soziale Netzwerke 
als Grundlage für die politische Wil-
lensbildung heraus. Das sind sie im 
Grunde genommen auch. Zumindest 
werden Wahlkämpfe zunehmend auf 
die virtuelle Ebene verlagert – und das 
nicht nur hierzulande. Beispielhaft sei 
hier die bekannte Social-Media-Platt-

Populismus bietet nicht wirklich Lösungen
form Facebook genannt, die werbefi-
nanziert ist und sich im Zusammen-
hang mit dem Wahlkampf des 
amerikanischen Präsidenten Donald 
Trump für einen sogenannten Da-
tenskandal zu verantworten hatte. Die 
britische Analysefirma „Cambridge 
Analytica“ hatte zur Unterstützung 
Daten von 50 Millionen Facebook-
Nutzern eingesetzt. Hofstetter, die 
selbst als Big-Data-Unternehmerin gilt 
und viele Jahre im Bereich der Soft-
wareentwicklung tätig ist, bezeichne-
te Online-Plattformen als „Necker-
mann-Kataloge des 21. Jahrhunderts“. 

Sie malte schwarze Bilder: Der digitale 
Informationsraum habe die Meinungs-
bildung dezentralisiert und stark de-
fragmentiert. Eine objektive Mei-
nungsbildung sei aufgrund gefilterter 
Daten nicht mehr möglich und ursäch-
lich dafür, dass die Welt von heute sich 
„unnormal“ anfühlt und sich die „ge-
wohnte Ordnung“ nach und nach auf-
löst. 

Wir als Gewerkschaft der Polizei 
sehen das ein bisschen anders: Wir 
sehen eine deutliche Überbewertung 
der Reichweite des im Rahmen des 
Referates Hofstetters angeführten ra-
dikalen Konstruktivismus, die Angst 
machen soll und schätzen die techni-
schen Möglichkeiten, die sich uns im 
Rahmen der Digitalisierung bieten, 
effizient zu nutzen. Wir sind dem 
technischen Fortschritt verbunden, 
denn er ermöglicht uns, mit unseren 
Mitgliedern in einen aktiven Dialog 
zu treten und in regelmäßigen Ab-
ständen aktuelle Informationen bei-
spielsweise auch in Form von Online-
Zeitschriften kostengünstig und 
schnell bereitzustellen. 

In einer „Zeitenwende“, verbun-
den mit einer massiv voranschreiten-
den Verfestigung völkisch-autoritärer 
Weltbilder in immer größer werden-
den Teilen der Bevölkerung, sieht 

Alexander Häusler als Sozialwissen-
schaftler von der Hochschule 
Düsseldorf, der sich mit dem Schwer-
punkt Rechtsextremismus und Neo-
nazismus auseinandersetzt, unsere 
derzeitige Gesellschaft. Die AfD sei 
spätestens seit der Flüchtlingsdebatte 
2015 zunehmend zu einem Sprach-
rohr für den rechten Rand in der Mitte 
der Gesellschaft geworden. Veran-
staltungen wie die durch die Partei 
organisierten Aufmärsche vor dem 
Erfurter Dom, in Cottbus und weite-
ren ostdeutschen Städten nahmen 
teilweise offen rechtsextreme Züge 
an. Unter dem Deckmantel von Si-
cherheit-und-Ordnung-Parolen wür-
den antidemokratische Haltungen 
verbreitet. 

Auf eine historisch erwachsene 
Verantwortung ging Dr. Dirk Götting 
von der Polizeiakademie Niedersach-
sen in seinem Vortrag ein. Er schilder-
te die Rolle und Funktion der Polizei 
im Nationalsozialismus und betonte, 
dass die Demokratie in den letzten 
Jahren nicht mehr auf einem so festen 
Fundament wie bisher stünde. Politi-
ker des rechten parlamentarischen 
Spektrums stellten ihre Selbstver-
ständlichkeit in Frage und bedienten 
sich für ihre Agitation unverhohlen 
im „Baukasten des historischen Nati-
onalismus“. Parallel dazu forderten 
sie eine geschichtspolitische Zeiten-
wende um 180 Grad. Er stellte an die-
ser Stelle deutlich die Wichtigkeit von 
historischer Bildungsarbeit heraus. 

Für diesen Zweck hat die Polizei-
akademie Niedersachsen ein polizei-
historisches Bildungsprojekt in Form 
einer Wanderausstellung initiiert. Im 
Rahmen der Ausstellung führen frei-
willige Mitarbeiter aus dem Polizei-
dienst Interessierte durch die Räume 
und ermöglichten somit einen akti-
ven Austausch auf Augenhöhe inner-
halb der Polizei. Auch der gewerk-
schaftliche Verein „Mach meinen 
Kumpel nicht an! – für Gleichbe-
handlung, gegen Fremdenfeindlich-
keit und Rassismus e.V.“ stellte sich 
im Rahmen der Tagung vor und leis-
tet einen wichtigen Beitrag zur Auf-
klärung.

Ein zunehmender Radikalismus auf 
Sportveranstaltungen kam ebenfalls 
zur Sprache. Hierzu diskutierte Hans-
Joachim Watzke, Geschäftsführer der 
Fußballmannschaft Borussia Dort-
mund, über Lösungsvorschläge.

Podium mit GdP-Vertretern	� Foto: Wilhelm
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info drei

Arbeitsschutzbekleidung für Beschäftigte in …
… Sachsen

Innerhalb der sächsischen Polizei 
gibt es eine Vielzahl von Tätigkeiten, 
die nicht immer auf den ersten Blick 
eine schützenswerte Gefährlichkeit 
erkennen lassen. Auch ist nicht jede 
im Beruf getragene Kleidung durch 
den Dienstherrn bereitzustellen. 
Grundlage bildet das Arbeitsschutz-
gesetz, wonach der Dienstherr ver-
pflichtet ist, die mit den versicherten 
Tätigkeiten verbundenen Gefahren zu 
ermitteln, zu beurteilen und entspre-
chende Schutzmaßnahmen zu initiie-
ren. Kommt der Dienstherr im Rahmen 
der Gefährdungsbeurteilung zu dem 
Ergebnis, dass Kleidung mit einer be-
stimmten Schutzfunktion erforderlich 
ist, hat er diese den Beschäftigten zur 
Verfügung zu stellen. Die Kosten hier-
für trägt der Dienstherr. Derartige 
Schutzkleidung wird unter der Rubrik 
Persönliche Schutzausrüstung (PSA) 
subsumiert. Die Wirksamkeit von PSA 
ist sehr begrenzt und insbesondere 
vom tatsächlichen und bestimmungs-
gemäßen Gebrauch der Beschäftigten 
abhängig. Deshalb sind Unterweisun-
gen vor Aufnahme der Tätigkeit, an-
schließend regelmäßig, mindestens 
jedoch jährlich durchzuführen und zu 
dokumentieren. Die Bereitstellung 
und Benutzung von PSA wird in der 
PSA-BV und in Handlungsanleitun-
gen einschlägiger Unfallverhütungs-
vorschriften geregelt. 

Bei der sächsischen Polizei werden 
tätigkeitsbezogen Gefährdungsbeur-
teilungen durchgeführt. Dies sollte 
federführend durch den jeweiligen 
Fachbereich, unter Hinzuziehung der 
Sicherheitsfachkraft und des Polizei-/
Betriebsarztes erfolgen. Leitet sich 
PSA als Schutzmaßnahme ab, wird 
diese vor der Beschaffung nach den 
einschlägigen Rechtsvorschriften ge-
prüft und weitere Themen, z. B. Rei-
nigung, Pflege, bestimmungsgemäße 
Nutzung betrachtet. Nach der Be-
schaffung erfolgt die Katalogisierung 
und Zuordnung der Schutzkleidungs-
artikel zu anspruchsberechtigten Be-
schäftigtengruppen sowie die Ausga-
be in den Servicepunkten Bekleidung.

Simone Scotti

… Thüringen

Angesicht der Tätigkeitsfelder und 
des Aufgabenspektrums von Beschäf-
tigten in der Thüringer Polizei hat der 
Arbeitsschutz eine besondere Stellung 
eingenommen. Als oberste Priorität ste-
hen entsprechende Schutzmaßnah-
men. Es wurden Gefährdungsbeurtei-
lungen (GBU) erstellt. Als Betrach-
tungseinheit wurden Arbeitsbereiche 
oder Arbeitsplatz bzw. Tätigkeiten fest-
gelegt. Schutzziele sind hier die Ergän-
zung und Optimierung der vorhande-
nen Schutzausrüstung sowie die Ver-
ringerung der Unfall-, Verletzungs- und 
Erkrankungsgefahr. Gemäß Punkt 2.4 
der Dienstkleidungsvorschrift Thürin-
ger Polizei (DKVThürPol) wird neben 
der Grundausstattung auch Sonder-/
Schutzbekleidung den Bediensteten 
unentgeltlich zur Verfügung gestellt. 
Dies gilt für besondere, regelmäßige 
ausgeübte Tätigkeiten zur Gewährleis-
tung gesetzlicher Forderungen, zur 
Verhütung von Unfällen, Gesundheits-
schädigungen und Krankheitsübertra-
gungen Die Beschaffung erfolgt aus-
schließlich auf der Grundlage der Be-
darfsanforderung der Behörden. Die 
Reinigung und Reparatur erfolgt in Zu-
ständigkeit und auf Kosten der jewei-
ligen mittelbewirtschaftenden Behör-
de. Eine zentrale Ausschreibung für 
die gesamte Landespolizei zur Be-
schaffung und Reinigung für Arbeits-
schutzbekleidung für Logistiker im 
Jahr 2015 konnte aus unterschiedli-
chen Gründen nicht umgesetzt wer-
den. Deshalb sind teilweise unter-
schiedliche Ausstattungen in den Be-
hörden und Einrichtungen vorhanden. 
Die Beschaffung erfolgte teilweise 
dezentral nach Bedarf, für neu einge-
stellte Mitarbeiter Logistik, soll aber 
nun zentral über das Einkleidungs-
haus beschafft werden. Nicht jeder 
benötigte Artikel ist in der Anlage zur 
Dienstvorschrift enthalten. Hier sol-
len in Zukunft nach der Bedarfserfas-
sung der Dienststellen gemeinsam 
mit den Fachkräften für Arbeitssi-
cherheit Leistungsbeschreibungen 
erstellt werden und diese nach Begut-
achtung Aufnahme in die bestehende 
Vorschrift finden.� Monika Pape

... Sachsen-Anhalt

Der Arbeitsschutz für Angestellte 
ist in Sachsen-Anhalt ein Thema, 
welches in der Öffentlichkeit nicht 
diskutiert wird. Jede Behörde ver-
sorgt seine Angestellten separat, das 
heißt, dass es keine zentrale Beschaf-
fung gibt. Die speziellen Aufgaben, 
z. B. des Kampfmittelbeseitigungs-
dienstes, erfordern die Anschaffung 
von Ausrüstung, welche sehr speziell 
und kostenintensiv ist. Hier ist das 
Problem die Verwaltungshandlungs-
zeit von der Meldung – wir benötigen 
dies so schnell wie möglich – und der 
Einstellung in die Haushaltspläne, 
Ausschreibung, Bestellung und Aus-
lieferung. Anders könnte es zum Bei-
spiel bei Angestellten der Spurensi-
cherung sein, ist es aber nicht. Diese 
können angeben, was sie als Arbeits-
schutzmittel benötigen und kriegen 
es irgendwann von ihrer Behörde. 
Das allgemeine Problem ist, das es 
keine Einheitlichkeit der Arbeits-
schutzmittel gibt. Die Weiterbildung, 
was gibt es an neuen und positiven 
Entwicklungen zum Thema Arbeits-
schutz in Spezialbereichen, gibt es 
nicht. Wenn, dann nur am Rande von 
Lehrgängen und persönlichen Ge-
sprächen. Ein weiteres Problem ist 
die Bestellung der Arbeitsschutzbe-
auftragten in den Behörden. Hier 
wird sehr unterschiedlich verfahren. 
Die meisten Fachkräfte für Arbeits-
schutz (so die offizielle Bezeichnung), 
üben diese Tätigkeit nebenamtlich 
aus. Damit kann keine ausreichende 
Prüfungstätigkeit für Arbeitsschutz 
gewährleistet werden, insbesondere 
dann nicht, wenn lediglich eine Per-
son für eine komplette Behörde zu-
ständig ist. Zudem ist der Ausbil-
dungsstand dieser Personen sehr 
unterschiedlich. Teilweise sind Fach-
kräfte bereits bestimmt, werden aber 
erst danach fortgebildet. Unsere Vor-
schläge ans Innenministerium – 
Workshops mit den betroffenen 
Angestellten durchführen, Arbeits-
schutzbedarfe ermitteln und dann be-
schaffen, Fortbildung zum Thema Ar-
beitsschutz fördern.

Ingo Neubert


